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Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen 
(Verwaltungsgebührensatzung)

Aufgrund von §§ 1 und 5 des Gesetzes über die kommunale Zusamenarbeit (GKZ) 
i.V.m § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2 und 11 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) hat die Verbandsversammlung des Nachbar­
schaftsschulverbandes Althengstett am 14.07.2021 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Gebührenpflicht

Der Nachbarschaftsschulverband Althengstett erhebt für öffentliche Leistungen, die er 
auf Veranlassung oder im Interesse Einzelner vornimmt, Gebühren nach dieser Satzung 
(Verwaltungsgebühren), soweit nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes be­
stimmen.

§ 2 Gebührenfreiheit

1) Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, die folgende 
Angelegenheiten betreffen:

a) Leistungen geringfügiger Natur, insbesondere mündliche und einfache Auskünfte, 
soweit bei schriftlichen Auskünften nicht durch diese Satzung etwas anderes be­
stimmt ist,

b) die behördliche Informationsgewinnung,

2) Von der Entrichtung der Verwaltungsgebühren sind, soweit Gegenseitigkeit besteht, 
befreit:

a) das Land Baden-Württemberg,

b) die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände und Zweckverbände sowie Ver­
bände der Regionalplanung in Baden-Württemberg.

Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Satz 1 Genannten berechtigt sind, die Verwal­
tungsgebühren Dritten aufzuerlegen oder sonst auf Dritte umzulegen.

3) Weitere spezialgesetzliche Gebührenbefreiungstatbestände bleiben unberührt.



§ 3 Gebührenschuldner

1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren und Auslagen ist derjenige verpflichtet,

1. dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist,
2. der die Gebühren- und Auslagenschuld dem Nachbarschaftsschulverband gegen 

über durch schriftliche Erklärung übernommen hat,
3. der für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 4 Gebührenhöhe

1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefüg­
ten Gebührenverzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für 
öffentliche Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr 
bestimmt noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebühr nach Ziffer 1 des Ge­
bührenverzeichnisses (Allgemeine Verwaltungsgebühr) zu erheben.

2) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, bemisst 
sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach der wirtschaftlichen oder 
sonstigen Bedeutung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt der Beendigung der 
öffentlichen Leistung.

4) Ist eine Verwaltungsgebühr nach der Zeitdauer der Bearbeitung der Leistung zu be­
rechnen, bemisst sich die Höhe der Gebühr nach der Bearbeitungszeit, die in Zeiteinhei­
ten (ZE) gemessen wird. Eine ZE beträgt 15 Minuten. Angebrochene ZE sind dabei bis 
zur Hälfte (das heißt 7:30 Min) auf die vorausgehende volle Zahl der ZE abzurunden 
und angebrochene ZE über der Hälfte (ab 7:31 Min) auf die nächstfolgende volle Zahl 
der ZE aufzurunden.

5) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher 
Bearbeitung begonnen ist, vor Erbringung der öffentlichen Leistung zurückgenommen 
oder unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden 
Gründen, so wird bei einer Gebühr nach Zeiteinheiten die Gebühr nach der angefalle­
nen Arbeitszeit erhoben. Bei anderen Gebührenarten wird eine Gebühr nach Ziffer 1 des 
Gebührenverzeichnisses (Allgemeine Verwaltungsgebühr) für die angefallene Arbeits­
zeit erhoben; die so ermittelte Gebühr darf maximal die Gebührenhöhe des entspre­
chenden Gebührentatbestandes betragen.

6) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung abgelehnt, so ist Absatz 5 
entsprechend anzuwenden. Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit ab­
gelehnt, wird keine Gebühr erhoben.



§ 5 Entstehung der Gebühr

1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der öffentlichen Leistung.

2) Bei Zurücknahme eines Antrages nach § 4 Abs. 5 dieser Satzung entsteht die Ge­
bührenschuld mit der Zurücknahme, in den anderen Fällen des § 4 Abs. 4 Satz 1 dieser 
Satzung mit der Beendigung der öffentlichen Leistung.

§ 6 Fälligkeit, Zahlung

1) Die Verwaltungsgebühr wird durch schriftlichen oder mündlichen Bescheid festge­
setzt und ist mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner fällig.

2) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass der 
öffentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der festgesetz­
ten Gebühren und Auslagen zurückbehalten werden

§ 7 Auslagen

1) In der Verwaltungsgebühr sind die dem Nachbarschaftsschulverband Althengstett 
erwachsenen Auslagen inbegriffen. Übersteigen die Auslagen das übliche Maß erheb­
lich, werden sie gesondert in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt. Dies gilt 
auch dann, wenn für eine öffentliche Leistung keine Gebühr erhoben wird.

2) Auslagen nach Absatz 1 Satz 2 sind insbesondere

a) Gebühren für Telekommunikation,

b) Vergütungen an andere juristische oder natürliche Personen für Leistungen und Lie­
ferungen

c) Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen und Sachen.

3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die für Verwaltungsgebühren geltenden Vor­
schriften entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen ent­
steht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrags.

§ 8 Schlussvorschriften

Diese Satzung tritt am 01.09.2021 in Kraft.



Hinweis über die Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvorschriften nach 
§ 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvorschriften der Gemeindeord­
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich in­
nerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemein­
de Althengstett geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung be­
gründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffent­
lichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind.

Althengstett, 15. Juli 2021

0 lA

Dr. Clemens Götz
Verbandsvorsitzender



Gebührenverzeichnis
(Anlage zur Verwaltunqsgebührensatzunq)

Eine Zeiteinheit (ZE) beträgt 15 Minuten.
Angebrochene Zeiteinheiten werden bis zur Hälfte (d.h, bis 7:30 min.) auf die vorausgehende Zahl abgerundet;
angebrochene Zeiteinheiten über der Hälfte {ab 7:31 Min.) werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.
Bei Auskünften sind dabei mündliche, fernmündliche, schriftliche Auskünfte (auch E-Mails) beinhaltet
Ifd. Nr. öffentliche Leistung Gebühr

1 Allgemeine Verwaltunqsqebühr 
(S 4Abs. 1 Satz 3 der Satzung)

14,50 €/ZE

| 2{Auskünfte nach dem Landesinformationsfreiheitsgesetz | 14,50 <JZE

3 Beglaubigungen, Bestätigungen, Bescheinigungen
3.1 Beglaubigungen, Bestätigungen, Bescheinigungen 

unter anderem
- Amtliche Beglaubigung von Unterschriften, Handzeichen und Siegeln
- Bestätigung oder amtliche Beglaubigung der Übereinstimmung von 
Abschriften, Auszügen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien usw. 
aus amtlichen Akten oder privaten Schriftstücken mit der Urschrift

- Bestätigungen, Zeugnisse, Atteste, Ausweise aller Art
(auch Zweit- und Mehrfertigungen, soweit nichts anderes bestimmt ist)

3.1.a für die erste Beglaubigung, Bestätigung, Bescheinigung 5,50 €/Fa«
3.1.b für jede weitere gleichlautende Beglaubigung, Bestätigung. Bescheinigung 

des/r selben Antragssteller/in 2,50 OFall
Wenden von Schülern, Auszubildenden oder Studenten Unterlegen 
für Bewerbungszwecke beglaubigt, so kommt nur die Hälfte der 
Gebühr zum Ansatz
Gebührenfrei sind Bestätigungen, die die Stadt für den Empfang und 
die Verwendung von Zuwendungen für steuerbegünstigte Zwecke im 
Sinne des einkommen- und Körperschaftssteuerrechts (z.B. §§ 10 b 
EStG, 9 Nr. 3KStG) ausstellt (Spendenbescheinigungen).

4
4JL

4.1 .a

Fotokopien und Ausdrucke (Scannen, Mailen und Faxen)

2,50 €
Fotokopien und Ausdrucke 
für die erste Seite

4,1.b für jede weitere Seite 0,50 €



Gebührenverzeichnis 
(Anlage

unter anderem

Ifd. Nr öffentliche Leistung kalkulierte 
Gebühr

Gebührenvorschlag

1 Allgemeine Verwaltunqsqebühr 14,57 ©ZE 14,50 ©ZEE
(vgl. § 4 Abs. 1 Satz 3 der Verwaltungsgebührensatzung)

2 Auskünfte nach dem Landesinformationsfreiheitsgesetz 14.57 ©ZE 14,50 ©ZE:
3 Beglaubigungen, Bestätigungen, Bescheinigungen

—

3,1 Beglaubigungen, Bestätigungen. Bescheinigungen

- Amtliche Beglaubigung von Unterschritten, Handzeichen und Siegeln
- Bestätigung oder amtliche Beglaubigung der Übereinstimmung von
Abschriften, Auszügen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien usw.
aus amtlichen Akten oder privaten Schriftstücken mit der Urschrift

- Bestätigungen, Zeugnisse, Atteste, Ausweise aller Art
(auch Zweit- und Mehrfertigungen, soweit nichts anderes bestimmt ist)

3,l.a für die erste Beglaubigung, Bestätigung, Bescheinigung 5,83 ©Fall 5,50 ©Fall

3.1.b für jede weitere gleichlautende Beglaubigung, Bestätigung, Bescheinigung

des/r selben Antragssteller/in 2,91 ©Fall 2,50 ©Fall
(inkl. Anfertigung der Kopien)

Werden von Schülern, Auszubildenden oder Studenten Unterlagen
für Bewerbungszwecke beglaubigt, so kommt nur die Hälfte der
Gebühr zum Ansatz
Gebührenfrei sind Bestätigungen, die die Stadt für den Empfang und
die Verwendung von Zuwendungen für steuerbegünstigte Zwecke im
Sinne des einkommen- und Körperschaftssteuerrechts ( z.B. §§10 b
EStG, 9 Nr. 3KStG) ausstellt (Spendenbescheinigungen).

4 Fotokopien und Ausdrucke (Scannen. Mailen und Faxen)
4.1. Fotokopien und Ausdrucke
4.1.a für die erste Seite 2,91 «/Fall 2,50 ©Fall
4.1.b für jede weitere Seite 0,97 «/Fall 0,50 ©Fall


